
Auch wenn die umweltpolitischen Positionen 
europäischer Rechtsaußenparteien nicht einheit
lich sind, lässt sich doch eine grobe Tendenz 
erkennen: Zumeist verteidigen sie fossile Lebens
formen und positionieren sich gegen jeden 
Versuch ambitionierter Klimapolitik, dem Schutz 
der natürlichen Umwelt im nationalen Rahmen 
stehen sie dagegen offen gegenüber. Damit konn-
ten sie in den letzten Jahren auch Einfluss auf 
politische Polarisierungsdynamiken und Regie-
rungshandeln erlangen.
Von Floris Biskamp

‌F‌ragt man in Deutschland nach der Umweltpolitik von Rechts- 
außenparteien, scheint die Antwort auf den ersten Blick klar. 

Hierzulande hat man mit der AfD eine Rechtsaußenpartei vor 
Augen, die nicht nur kontinuierlich in Richtung Rechtsextre-
mismus driftet, sondern auch klimapolitisch Extrempositionen 
bezieht. Die Partei bestreitet oder bezweifelt die Existenz ei-
ner anthropogenen globalen Erwärmung und lehnt Gegenmaß-
nahmen entschieden ab (Küppers 2022; Schaller/Carius 2020, 
84). Auch die deutlich folgenreichere klimapolitische Positio-
nierung Donald Trumps, der der erfolgreichste Rechtsaußenpo-
litiker der letzten Jahrzehnte ist, passt zu dieser Wahrnehmung 
(Radtke/Schreurs 2019, 154 f.). Jedoch lässt sich von diesen Bei-
spielen nicht auf die Umweltpolitik von Rechtsaußenparteien 
verallgemeinern. Vielmehr zeigt sich erhebliche Varianz – so-
wohl zwischen den verschiedenen Parteien als auch zwischen 
den verschiedenen Teilbereichen von Umweltpolitik. Im Fol-
genden lege ich zunächst dar, was ich unter Rechtsaußenpolitik 
sowie unter Umwelt- und Klimapolitik verstehe, um dann die 
Studienlage zur Umweltpolitik von Rechtsaußenparteien zu-
sammenzufassen: Zu parteinahen Diskursen, zu Parteipositi-
onierungen, zu Parteianhänger/innen, zum politischen Impact 
und zu den Folgen für Parteienwettbewerb und Polarisierung.

Begriffe: Rechtsaußen und Umweltpolitik

Als „rechtsaußen“ werden politische Positionen bezeichnet, 
die die Kernideologien Autoritarismus und Nativismus ver-
einen. Autoritarismus umfasst die Befürwortung der Erhal-

tung tradierter gesellschaftlicher Hierarchien, die Betonung 
von Recht und Ordnung sowie den Wunsch nach einer Be-
strafung von Abweichung. Nativismus bezeichnet einen Nati-
onalismus, der die Bevorzugung einer ethnisch definierten In-
Group gegenüber Out-Groups befürwortet (Biskamp 2021, 26–
30; Mudde 2019, 27–31).

Umweltpolitik bezeichnet ein Politikfeld, dessen Gegenstand 
das Verhältnis der menschlichen Gesellschaft zu ihrer (insbe-
sondere belebten) nichtmenschlichen Umwelt ist. In den letz-
ten Jahren hat sich Klimapolitik (und damit verbunden Ener-
giepolitik) zu dem politisch relevantesten umweltpolitischen 
Themenfeld entwickelt. Hier geht es den meisten Akteur/innen 
darum, das Ausmaß globaler Erwärmung zu begrenzen bezie-
hungsweise ihre Folgen zu mildern (Aden 2012, 14–54). Ich spre-
che von progressiven klimapolitischen Positionen, wenn die 
Existenz der anthropogenen globalen Erwärmung anerkannt 
wird und ambitionierte politische Gegenmaßnahmen insbe-
sondere im Bereich der Energiepolitik befürwortet werden. Ich 
spreche von regressiven klimapolitischen Positionen, wenn der 
Fakt einer anthropogenen globalen Erwärmung geleugnet oder 
angezweifelt und Gegenmaßnahmen abgelehnt werden.

Parteinahe Diskurse

Im Alltagsbewusstsein bleibt die Fehlannahme verbreitet, 
dass die politische Rechte sich nicht für Umweltpolitik inter-
essiere oder ihr ablehnend gegenüberstehe beziehungsweise 
Umweltpolitik per se ein linkes Thema sei. Diese Annah-
men sind historisch grundfalsch und auch für die Gegenwart 
nicht richtig. Seitdem die nichtmenschliche Umwelt mensch-
licher Gesellschaften ein politisches Thema ist, ist sie auch ein 
Thema der Rechten – und seitdem es Umweltbewegungen gibt, 
sind Rechte dort engagiert (Forchtner et al. 2018, 591 f.; Geden 
1996). Es gibt in der Tradition der politischen Rechten verschie-
dene ideologische Linien mit Relevanz für Umweltpolitik. Ein-
zelne Rechtsaußen-Akteur/innen greifen diese Linien in ihrer 
umweltpolitischen Positionierung auf und stellen je nach be-
teiligten Akteur/innen und politischer Konstellation Verknüp-
fungen mit jeweils spezifischer Gewichtung und Form her. Ba-
sierend auf der bestehenden Forschungsliteratur unterscheide 
ich fünf ideologische Linien, die für die umweltpolitischen Dis-
kurse im Umfeld von Rechtsaußenparteien prägend sind.

(1) Naturromantik. Der Ursprung der politischen Rech-
ten ist die Ablehnung von Aufklärung und Rationalismus als 
menschliche Anmaßungen, die zu Dekadenz und zur Zerstö-
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rung der göttlichen oder natürlichen Ordnung führen. Entspre-
chend wird umgekehrt gefordert, dass sich Menschen in diese 
imaginierte Ordnung einfügen. Die Ordnungsvorstellung ist 
in der Regel auf gesellschaftliche Hierarchien bezogen, zum 
Beispiel von Stand, Klasse, race, Kultur, Geschlecht oder Al-
ter – dies führt zu Autoritarismus und Nativismus. Darüber hi-
naus kann es auch mit der Forderung einhergehen, dass sich 
der Mensch bescheiden in die „Natur“ einfügen muss. Dann 
erscheint eine bestimmte Vorstellung der nichtmenschlichen 
Umwelt als sehr schützenswert, was mit einer Wachstumskri-
tik einhergehen kann (Forchtner/Kølvraa 2015, 204).

(2) Nationalismus. Einen zentralen Bezugspunkt für die 
politische Rechte bilden Nation und Nationalismus. Die Kon-
zeptionen von Nation und Volk werden dabei stark ideologi-
siert (zum Beispiel biologistisch, ethnisierend oder kulturalis-
tisch), was eine weitere Quelle des Nativismus ist. Verbunden 
damit ist zumeist eine Vorstellung von nationaler Besonder-
heit und ein Wunsch nach nationaler Größe. Dies kann mit der 
Imagination einer besonders erhaltenswerten und für die na-
tionale Identität bedeutungsvollen nationalen „Natur“ verbun-
den sein – in Deutschland ist dies zum Beispiel der „deutsche 
Wald“. In diesem Nationalismus verschmelzen die Ideen von 
„Umweltschutz“ und „Heimatschutz“ zu einer Einheit (Forcht-
ner/Kølvraa 2015, 204 ff.). Ebenfalls mit Nationalismus einher 
geht eine Skepsis gegenüber der Einbindung in internationale 
Abkommen und Organisationen, die als Einschränkungen na-
tionaler Souveränität problematisiert werden. Solche global go-
vernance ist jedoch für Umweltpolitik und insbesondere Klima-
politik von besonderer Relevanz (Forchtner et al. 2018, 597 f.). 
Zusammen können diese beiden Artikulationen von Nationa-
lismus dazu führen, dass Umweltschutz im eigenen Land als 
nationales Projekt befürwortet, progressive Klimapolitik aber 
als kosmopolitisch-antinational-„globalistisches“ Projekt abge-
lehnt wird. Dies geht oft damit einher, dass progressive Klima-
politik als Gefährdung der nationalen Umwelt problematisiert 
wird, etwa beim Bau von Windkraftanlagen oder Stromtrassen.

(3) Verschwörungsdenken. Ebenfalls verbreitet in Rechtsau-
ßendiskursen ist das (häufig antisemitische) Verschwörungs-
denken. Dies kann sich auch auf Umweltpolitik beziehen, zum 
Beispiel indem es den letztgenannten Punkt verstärkt und Kli-
mapolitik als globale Verschwörung imaginiert, die die „Kli-
malüge“ nur erdacht hat, um gesellschaftliche Transformati-
onen durchzusetzen (zum Beispiel Forchtner et al. 2018, 598).

(4) Ideologien der Härte. In einen Gegensatz zum romanti-
schen Ideal des Sicheinfügens können die in der Rechten eben-
falls verbreiteten Ideologien der Härte geraten. Auch diese wer-
den teils pseudodarwinistisch als Orientierung an Natur ima-
giniert. Diese sei ein ständiger Kampf ums Dasein, in dem nur 
die Starken überleben. Entsprechend müsse sich der Mensch 
beziehungsweise die Nation aggressiv behaupten und unter an-
derem die Natur zur Untertanin machen. Dieses aggressive Na-
turverhältnis ist oft mit Vorstellungen von männlicher Härte 
verbunden (Daggett 2018). Zudem besteht Anschlussfähigkeit 
an ein Denken, in dem Umweltschutz und progressive Klima-

politik als weltfremd, ihre Ablehnung als Realismus und ge-
sunder Menschenverstand gilt (Forchtner et  al. 2018, 595 f.). 
Diese ideologische Linie ist mit einer entschieden anti-ökolo-
gischen Positionierung kompatibel.

(5) Instrumentelles Naturverhältnis. Keineswegs exklusiv 
für die Rechte, aber bei ihr verbreitet ist ein instrumentelles 
Verhältnis zur Natur, bei dem diese als Mittel zum Zweck gilt – 
insbesondere als Mittel, mit dessen Nutzung die Nation öko-
nomische und politische Stärke erlangen kann. Auch aus die-
ser Linie werden Umweltschutz und progressive Klimapolitik 
eher zum Problem (Forchtner/Kølvraa 2015, 206; Cann/Ray-
mond 2018, 6 f., 16).

Diese fünf ideologischen Linien fügen sich nicht bruchlos 
ineinander. Daher sind die im Rechtsaußenspektrum bezo-
genen umweltpolitischen Positionen nicht nur vielfältig, son-
dern mitunter gegensätzlich. Jedoch lässt sich im Umfeld von 
Rechtsaußenparteien in den letzten Jahren bei aller Heteroge-
nität eine besonders verbreitete Art und Weise beobachten, die 
Linien zu vermitteln. Dabei wird die Befürwortung eines ge-
wissen Maßes von Umweltschutz im nationalen Rahmen mit 
regressiven klimapolitischen Positionen verbunden. Die Fest-
stellung dieser verbreiteten Tendenz sollte jedoch nicht über 
die beachtliche Heterogenität innerhalb des Rechtsaußenla-
gers hinwegtäuschen.

Parteiprogramme und Abstimmungsverhalten

Es gibt mehrere Studien, die die Positionen von Rechtsau-
ßenparteien als Organisationen untersuchen. Die umfang-
reichste stammt von Schaller und Carius (2019), die die Partei-
programme und das parlamentarische Abstimmungsverhalten 
zahlreicher Rechtsaußenparteien in Europa analysieren. Die Er-
gebnisse bestätigen das bisher Gesagte. Rechtsaußenparteien 
neigen zu regressiver Klimapolitik, stehen dem Umweltschutz 
jenseits von Klimafragen aber durchaus offen gegenüber. Dabei 
finden sich im Wesentlichen die im vorherigen Abschnitt ge-
nannten Motive. Zugleich zeigt sich in Programmen und Ab-
stimmungsverhalten eine erhebliche Varianz. Die AfD nimmt 
gemeinsam mit der britischen UKIP eine klimapolitisch regres-
sive Extremposition ein, die ungarische Fidesz-Partei steht am 
anderen Ende des Spektrums und positioniert sich klimapoli-
tisch relativ progressiv – wofür sie aufgrund ihrer Position als 
Regierungspartei und (zur Zeit der Erhebung) Mitglied der Eu-
ropäischen Volkspartei politische und monetäre Anreize hatte.

Die Wähler/innen von Rechtsaußenparteien

Die genannten Tendenzen spiegeln sich auch auf der poli-
tischen Nachfrageseite, also bei den Wähler/innen wider – zu-
mindest in der Klimapolitik, wo dies gut erforscht ist. Perso-
nen mit rechten politischen Einstellungen oder Präferenzen 
für rechte Parteien hegen überproportional oft regressive kli-
mapolitischen Einstellungen. Für Personen mit Rechtsaußen-
einstellungen und Anhänger/innen von Rechtsaußenparteien 
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gilt dies noch deutlicher (für einen Überblick siehe Lockwood 
2018, 4). Die Kausalität dieser Korrelation ist jedoch unklar. Ha-
ben diese Personen von vornherein ihre Einstellungen und wäh-
len Rechtsaußenparteien, weil diese ihre klimapolitischen Prä-
ferenzen am ehesten repräsentieren? Oder identifizieren sich 
die Personen von vornherein als Anhänger/innen der Rechtsau-
ßenparteien und übernehmen die klimapolitischen Positionen 

„ihrer“ Parteien? Oder passen sich die Parteien der Position ihrer 
Wähler/innen an? Oder besteht gar kein direkter Kausalzusam-
menhang? Und welche Zusammenhänge bestehen zwischen 
regressiven klimapolitischen Einstellungen und anderen rech-
ten Ideologemen? Die entsprechende empirische Forschung 
steht noch an ihren Anfängen (Huber 2020; Jylhä et al. 2019).

Der Einf luss von Rechtsaußenparteien 
auf Regierungspolitik

Noch schwerer ist zu erheben, wie die Umweltpolitik von 
Rechtsaußenparteien den Policy Output der Regierungen be-
einflusst. Für die Klimapolitik haben Ćetković und Hagemann 
(2020) diesen Zusammenhang anhand von sechs europäi-
schen Demokratien untersucht. Sie kommen zu dem Ergeb-
nis, dass eine Regierungsbeteiligung von Rechtsaußenparteien 
dazu führen kann, dass die nationale Klimapolitik regressiver 
wird – insbesondere, wenn die Rechtsaußenparteien relevante 
Ministerien besetzen (Ćetković/Hagemann 2020, 5 f.). Jedoch 
finden sie auch Hinweise auf einen paradoxen indirekten Ein-
fluss. Der Aufstieg von Rechtsaußenparteien kann die Mobi-
lisierungschancen anderer Parteien sowie die Koalitionsarith-
metik verändern. Das kann zur Konsequenz haben, dass klima-
politisch progressivere Regierungen wahrscheinlicher werden 
(Ćetković/Hagemann 2020, 6 f.). Diese Fragen bedürfen wei-
terer Forschung, bei der auch die Möglichkeit betrachtet wer-
den muss, dass klimapolitisch regressive Rechtsaußenakteur/
innen den öffentlichen Diskurs prägen können, was bislang 
in den USA deutlich stärker geschieht als in Europa (Radtke/
Schreurs 2019, 156 f.). Dies wiederum kann regressiven Anpas-
sungsdruck auf andere Parteien erzeugen.

Parteienwettbewerb und Polarisierung

In einer breiteren Perspektive gehen einige Autor/innen da-
von aus, dass Klimapolitik und Energiewende zu einer neuen 
Polarisierungsdynamik im Parteienwettbewerb beitragen 
könnten. Dann würden Rechtsaußenparteien Bevölkerungs-
teile repräsentieren, die von der zunehmend progressiven Kli-
mapolitik der anderen Parteien entfremdet sind, was dann wie-
derum weitere klimapolitische Fortschritte blockieren könnte 
(Radtke/Schreurs 2019; Reitz/Jörke 2021). Diese These hat eine 
gewisse Plausibilität, jedoch ist eine solche Entwicklung bis-
lang nur in Ansätzen zu beobachten und die Empirie bruch-
stückhaft (Lockwood, 2018, 8 f.). Darüber hinaus ist zu betonen, 
dass die Herausbildung einer solchen Polarisierung stark da-
von abhängt, welche Politiken die anderen Parteien verfolgen. 

Es sollten nicht vorschnell allzu große Zeitdiagnosen formu-
liert werden, wenn die Situation politisch kontingent und em-
pirisch nicht hinreichend erforscht ist.

Anmerkung
Ich danke den Teilnehmer/innen des Seminars Die umweltpolitischen Posi-
tionen von Rechtsaußenparteien am Otto-Suhr-Institut im Wintersemester 
2021/22 für die Diskussionen, von denen ich sehr profitiert habe.
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